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 Vorbemerkung: 

Während der Dauer der Veröffentlichung / Auslegung konnten Stellungnahmen in Bezug auf die Änderungen und Ergänzungen des Ent-

wurfs und ihrer möglichen Auswirkungen abgegeben werden. Die Änderungen und Ergänzungen des Entwurfs in der Satzung und der 

Begründung waren gelb markiert dargestellt. Zudem wurde als Ergänzung in der Planzeichnung der Standort für eine Trockenmauer mit 

Überwinterungskammer für Eidechsen, Länge 5 m, ergänzt und dargestellt, worauf in der Bekanntmachung und bei der Behördenbeteili-

gung hingewiesen wurde. Da die Grundzüge der Planung durch die Entwurfsänderungen nicht betroffen waren, wurden neben der Betei-

ligung der Öffentlichkeit nur das Landratsamt Main-Tauber-Kreis angehört, da die vorgenommenen Änderungen am Entwurf lediglich 

aufgrund der Stellungnahme des Landratsamts vom 22.04.2024 vorgenommen wurden.  

 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sind nicht eingegangen. 

 

 

1 Landratsamt Main Tauber-Kreis   2 
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1 Landratsamt Main-

Tauber-Kreis 

21.10.2024 

zu oben genanntem Bebauungsplanverfahren nimmt das Landratsamt 

Main-Tauber-Kreis wie folgt Stellung: 

 

 Die Stellungnahme des Landrat-

samtes Main-Tauber-Kreis wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die Begründung wird ergänzt 

um die Darlegung der entspre-

chenden Prägung des an das 

Plangebiet angrenzenden Be-

reichs durch Wohngebäude so-

wie die Darlegung der Entschei-

dung, dass durch die Festle-

gung eines Allgemeinen Wohn-

gebiets (WA) im Sinne von § 4 

BauNVO zur Vermeidung von 

Konflikten eine klare Zuordnung 

zu den Nutzungen, die an der 

Ostseite der Oberen Torstraße 

gegeben sind, erfolgt.  

 

Die CEF-Maßnahmen aus der 

saP, Nachtrag vom 21.11.2024, 

werden unter 4.4 der Satzung 

als Festsetzung übernommen. 

 

1.1 Baurecht Es wird auf die Stellungnahme vom 22.04.2024 verwiesen. 

 

Kenntnisnahme. 
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Eine Ergänzungssatzung kann nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB erlas-

sen werden, wenn die einbezogenen Flächen durch die bauliche Nutzung 

des angrenzenden Bereichs entsprechend geprägt sind. Die Zulässig-

keitskriterien für die Bestimmung der baulichen Nutzung beim Erlass einer 

Ergänzungssatzung ergeben sich aus dem Bebauungszusammenhang, 

nicht aus dem Flächennutzungsplan. Die im Westen und Nordwesten an-

grenzende Bebauung weist den Charakter eines Dorfgebiets auf. 

Die in den Innenbereich einzubeziehenden Grundstücke liegen in südli-

cher Fortsetzung der bestehenden Wohnbebauung (vier Wohngebäude 

in Folge) an der Ostseite der Oberen Torstraße. Diese von der Oberen 

Torstraße erschlossene Bebauung entspricht in ihrer Eigenart einem 

Allgemeinen Wohngebiet. 

Auf der westlichen Seite der Oberen Torstraße grenzen mit Abstand zur 

Oberen Torstraße Wohnbebauung und Scheunengebäuden (entspre-

chend einem Dorfgebiet) an, deren verkehrliche Erschließung jedoch 

nicht über die Obere Torstraße, sondern über Seitenstraßen (Fromberg-

straße, Torgartenweg) erfolgt. Zwar sind Wohngebäude sowohl im Dorf-

gebiet als auch im Allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässig, in bei-

den Gebieten kann eine entsprechende Prägung nach der Art der Nut-

zung bejaht werden. Erforderlich ist für die Zulässigkeit nach § 34 Abs. 

4 Nr. 3 BauGB (entsprechende Prägung durch die bauliche Nutzung des 

angrenzenden Bereichs) lediglich, dass sich eine Grundkonzeption des 

auf der Außenbereichsfläche Zulässigen ableiten lässt. (OVG Münster 

vom 2.12.2002 - 7a D 39/02). Die "einzelnen Festsetzungen nach § 9" 

dürfen daher nur geringe weitere Anforderungen stellen, aber nicht 

selbst die bauliche Entwicklung steuern. Festsetzungen zu Art und Maß 

der baulichen Nutzung sollen daher nur dann in Betracht kommen, wenn 

sie die in dem vorhandenen Bebauungszusammenhang angelegte bau-

liche Entwicklung unterstützen und gegebenenfalls erkennbaren Einzel-

konflikten Rechnung tragen (vgl. Mitschang/Reidt, in: BKL, § 34 Rdnr. 

95)," Spieß, in Jäde/ Dirnberger, S. 524, Randnr. 55). Durch die Festle-

gung eines WA soll genau dies erfolgen und eine klare Zuordnung zur 

an der angrenzenden Ostseite der Oberen Torstraße vorhandenen Nut-

zung (Wohngebäude) Rechnung getragen werden, andere Nutzungen, 

wie sie z. B. an der Westseite der Oberen Torstraße und nördlich davon 
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vorhanden sind, z.B. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher 

Betriebe. sollen jedoch ausgeschlossen werden.  

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

 

1.2 Wasserwirtschaft Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Belange (Stel-

lungnahme des Landratsamts Main-Tauber-Kreis vom 22.04.2024) wer-

den gemäß den vorgelegten Unterlagen, insbesondere gemäß der zum 

Verfahren vorgelegten Abwägungstabelle zur Kenntnis genommen und 

beachtet. 

Kenntnisnahme  

1.3.1 Naturschutz Durch die geplante Bebauung wird der Freiraum zur offenen Landschaft 

der Tauberaue hin weiter eingeengt und der Übergang zur freien Land-

schaft beeinträchtigt. Aus Gründen des Landschaftsschutzes bestehen 

gegen diese Ergänzungssatzung, mit der kein wesentlicher Beitrag zur 

Schaffung von Wohnbauflächen geleistet wird, nach wie vor Bedenken. 

Zum derzeitigen Planungsstand ist aufgrund von Konkretisierungsbedarf 

der Satzungsunterlagen eine abschließende fachliche Bewertung der Pla-

nung aus den nachfolgend aufgeführten Gründen nicht möglich: 

In den gärtnerisch genutzten Grundstücken standen bereits bisher Gar-

tenhäuschen. Es handelt sich also um vorgeprägte Flächen. 

Im unmittelbaren Umfeld der geplanten Bauflächen befinden sich Gar-

tengrundstücke mit Gartenhäusern, so dass es sich auch im nördlich 

und westlich angrenzenden Bereich um vorgeprägte Flächen handelt. 

 

1.3.2  Hinsichtlich der Reptilien wurde laut saP ursprünglich eine worst-case-Be-

trachtung zugrunde gelegt. Bei einer solchen Vorgehensweise findet 

keine gezielte Kartierung statt, sondern es wird im vorliegenden Fall von 

dem Vorkommen von Zauneidechsen ausgegangen, da diese Art auf-

grund der vorhandenen Habitatstrukturen im Gebiet nicht auszuschließen 

ist. In der Stellungnahme des Landratsamts Main-Tauber-Kreis vom 

22.04.2024 wurde seitens des Naturschutzes darauf hingewiesen, dass 

alternativ eine Kartierung von Zauneidechsen nach gängigen 

Die Fläche wurde erneut begangen und die saP im Nachtrag vom 

21.11.2024 entsprechend ergänzt. Seitens des Umweltschutzamtes 

wurde hierzu zugestimmt. 
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Methodenstandards durchgeführt werden kann und ggf. notwendige Maß-

nahmen festzusetzen sind. Laut Abwägungstabelle wurden beim Ortster-

min am 07.05.2024 auf dem Grundstück und im Umfeld bei sonnigem, 

warmem und trockenem Wetter keine Eidechsen entdeckt. Ein einmaliger 

Begehungstermin entspricht jedoch keinesfalls den gängigen Methoden-

standards. Vielmehr sind vier flächendeckende Begehungen im Zeitraum 

März bis Oktober durchzuführen, wobei drei Begehungen zwischen April 

und Juli und eine zusätzliche Begehung Mitte August bis September bei 

geeigneter Witterung stattfinden sollten (vgl. Albrecht et al. 2014). Somit 

ist zum jetzigen Planungszeitpunkt aufgrund der Standorteignung weiter-

hin von einer worst-case-Betrachtung auszugehen. Demnach können we-

der Vermeidungs-noch CEF-Maßnahmen im Geltungsbereich der Sat-

zung als optional angesehen werden, sondern sind zwingend umzuset-

zen. Weiterhin daher besteht Konkretisierungs- bzw. Klarstellungsbedarf 

in Bezug auf Vermeidungs- bzw.- CEF-Maßnahmen: 

  • Hinsichtlich der Vermeidungsmaßnahme für Zauneidechsen „Ver-

grämung oder Umsiedlung möglicherweise vorhandener Population 

(hohes Gras u. Entfernen von Strukturen)“ ist weiterhin die konkreti-

sierte Vorgehensweise darzustellen. Dazu zählen insbesondere die 

Zeitpunkte notwendiger Begehungen, sowie die Methodik einer 

eventuell erforderlichen Vergrämung oder Umsetzung. Hohes Gras 

als Vermeidungs- bzw. Vergrämungsmaßnahme wird als ungeeig-

net erachtet, da sich Zauneidechsen in verfilzte Bereiche mit dichte-

ren Grasbeständen zurückziehen. Als Vergrämungsmaßnahme wird 

dagegen regelmäßig das Kurzhalten von Vegetation (Mahd ca. alle 

zwei Wochen, sodass die Vegetationshöhe ca. 5 cm nicht über-

schreitet) angewendet. 

• Bei der Begehung am 11.11. wurde das Grundstück (6411) in ext-

rem kurzrasigem Zustand angetroffen und alle Bäume waren ge-

rodet und sowohl Schnitt- als auch Mähgut ordnungsgemäß ab-

transportiert (Abb). Bei der Rücksprache mit dem Verwalter, Orts-

vorsteher Hilbert, wurde bestätigt dass die gesamte Fläche monat-

lich oder öfter, je nach Wuchstempo, mit dem Rasenmäher ge-

mäht wurde. Somit waren etwaige Zauneidechsen nach den Vor-

gaben der UNB den ganzen Sommer hindurch vergrämt. 

• Das Grundstück 6410 wird aktuell noch nicht bebaut. Dort gelten 

die Vorgaben aus den Nrn. 2.2.1.1. und 2.2.1.2. des Nachtrags zur 

saP vom 21.11.2024. 

 



Ergänzungssatzung „Torgärten“, Gemarkung Tauberbischofsheim-Dittigheim  

Zusammenfassung der Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit nach §§ 3(2) und 4(2) BauGB 

Auslegungszeitraum  18. März 2024 bis 26. April 2024 

Behandlung der Stellungnahmen und Beschlussfassung 
 

lfd Nr Behörde/Träger öf-

fentlicher Be-

lange/Nachbarge-

meinde/Öffentlichkeit 

Anregungen / Hinweise Stellungnahme der Verwaltung Beschlussvorschlag 

 

C:\Users\local_MerzS\INetCache\Content.Outlook\6DYVE3XR\bearbeitete Abwägungstabelle 2025-03-07.docx Seite 6 von 6 

 

 

 

  • Zur CEF-Maßnahme „Schnittguthaufen, Steinriegel, Sandlinsen, op-

tional Überwinterungskammer“ sind weiterhin die Anzahl der jeweili-

gen Habitatstrukturen, deren konkrete Ausgestaltung, sowie deren 

genaue Lage festzusetzen. 

Im Lageplan ist die Lage der Natursteinmauer dargestellt, die Länge be-

trägt 5 m die Höhe mindestens 0,60 m. die Mauer wird in West-Ost-

Richtung errichtet, so dass sie südexponiert ist. Vor der Mauer wird eine 

Sandlinse für die Eiablage hergestellt. 

 

  Es wird darauf hingewiesen, dass CEF-Maßnahmen als sogenannte vor-

gezogene Ausgleichsmaßnahmen vor dem Eingriff wirksam sein müssen. 

 

Die Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Ausgleich des Ein-

griffes, sowie die CEF-Maßnahmen sind zwingend einzuhalten, in die 

Festsetzungen (zeichnerische Darstellung im Lageplan und textliche Fest-

setzungen) zu übernehmen und dauerhaft funktionsfähig zu halten. 

Die CEF Maßnahme wird vor Baubeginn umgesetzt 

 

 

Die erforderlichen CEF-Maßnahmen werden als Festsetzung in die Sat-

zung übernommen. 

 

 




